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Bedingungen der Firma Werner Lieb GmbH (nachfolgend: 
„Auftragnehmer“) für Lohnfertigungen 

 
 
 

I. Allgemeines  
 

1. Die vorliegenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen („AGB“) gelten für alle 
Geschäftsbeziehungen zwischen dem Auftragnehmer und seinen Kunden („Besteller“), die den 
Bau und die Lieferung von Anlagen nach individuellem Wunsch des Bestellers zum Gegenstand 
haben. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende allgemeine Geschäftsbedingungen des 
Bestellers werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als der Auftragnehmer ihrer Geltung 
ausdrücklich zugestimmt hat. Dieser Zustimmungsvorbehalt gilt in jedem Fall, beispielsweise auch 
dann, wenn der Besteller in der Bestellung oder sonstiger Korrespondenz auf seine allgemeine 
Geschäftsbedingung verweist und der Auftragnehmer dem nicht ausdrücklich widerspricht. In 
diesen Fällen werden allgemeine Geschäftsbedingungen des Bestellers somit nicht 
Vertragsbestandteil.  

 
2. Konstruktionsdaten des Auftragnehmers sind und bleiben dessen Geschäftsgeheimnisse, soweit er 

nicht zugunsten des Bestellers hierüber verfügt. Verfügt der Auftragnehmer ausnahmsweise im 
Rahmen von Lieferungen und sonstigen Leistungen über diese Konstruktionsdaten, erfolgt dies nur 
unter der Bedingung der Geheimhaltung. Der Besteller ist zur Geheimhaltung der 
Konstruktionsdaten verpflichtet und darf diese nur mit schriftlicher Zustimmung des Auftragnehmers 
Dritten zugänglich machen.  

  
 
II. Angebot und Vertragsschluss  

 
Alle Angebote des Auftragnehmers sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht 
ausdrücklich als verbindlich gekennzeichnet sind; sie gelten als Einladung an den Besteller, ein 
rechtsverbindliches Vertragsangebot zu unterbreiten. Insbesondere bei dem angebotenen Preis 
handelt es sich lediglich um einen Richtpreis, eine korrekte Wertermittlung erfolgt nach Klärung aller 
technischen Details (z.B. CAD-Daten, ggf. Lastenheft). Die angebotenen Preise sind zudem 
mengenbezogen kalkuliert. Preise für Bestellmengen, die vom Angebot abweichen, werden neu 
kalkuliert.  
 
Der Auftrag des Bestellers (Bestellung) gilt als verbindliches Vertragsangebot im Sinne des § 145 
BGB. Ein verbindlicher Vertrag kommt – mangels besonderer Vereinbarung – erst mit der 
schriftlichen Auftragsbestätigung des Auftragnehmers (Annahme) zustande. Spätestens mit der 
Leistung der ersten Zahlung an den Auftragnehmer akzeptiert der Besteller die Geltung dieser AGB.  
 
 

III. Vertragsgegenstand 
 

1. Spezifikation des Liefergegenstandes 
 

Der Leistungsumfang ergibt sich aus dem Angebot und gegebenenfalls der 
Auftragsbestätigung („Liefergegenstand“).  
 
Alle Informationen, Beratungen oder sonstige Ratschläge, die der Auftragnehmer im 
Zusammenhang mit dem Liefergegenstand erteilt, erfolgen nach bestem Wissen und gelten 
als unverbindliche Hinweise. Der Auftragnehmer fertigt den Liefergegenstand nach den 
Vorgaben des Bestellers. Der Besteller bleibt allein dafür verantwortlich und trägt das Risiko 
dafür, dass der Liefergegenstand sich für die vom Besteller beabsichtigten Verfahren, 
Anwendungen und Zwecke eignet. 
 
 



 
Angaben des Auftragnehmers zum Gegenstand der Lieferung oder Leistung (z.B. Gewichte, 
Maße, Gebrauchswerte, Belastbarkeit, Toleranzen und technische Daten) sowie 
Darstellungen desselben (z.B. Zeichnungen und Abbildungen) sind nur annähernd 
maßgeblich, soweit nicht abweichend in den jeweiligen technischen Spezifikationen 
vereinbart. Sie sind keine garantierten Beschaffenheitsmerkmale, sondern Beschreibungen 
oder Kennzeichnungen der Lieferung oder Leistung. Die vereinbarten technischen 
Spezifikationen beschreiben die objektiven und subjektiven Beschaffenheitsmerkmale der 
Teile/Komponenten abschließend. 
 

2. Inbetriebnahme 
 
Die vom Auftragnehmer zu erbringenden Inbetriebnahmeleistungen ergeben sich aus dem 
Angebot. 
 

3. Subunternehmen 
 

Der Auftragnehmer ist berechtigt, jederzeit Dritte (Subunternehmer) zur Erbringung der 
vertraglich vereinbarten Leistung einzuschalten.  

 
4. Zusätzliche Leistungen 

 
3.1 Einweisung und Schulung 

 
Einweisungen und Schulungen durch den Auftragnehmer sind, sofern nicht abweichend im 
Angebot des Auftragnehmers enthalten, vom Lieferumfang nicht umfasst und sind als 
separate entgeltliche Dienstleistung neben dem Kauf des Liefergegenstandes vom Besteller 
zu beauftragen.  

 
3.2  Bauliche Voraussetzungen  

 
Für die ordnungsgemäße Montage und Inbetriebnahme des Liefergegenstandes müssen 
gegebenenfalls bestimmte bauliche und räumliche Bedingungen, wie Temperatur, 
Luftfeuchtigkeit und Sauberkeit, sowie ein geeignetes Fundament gewährleistet sein.  
 
Soweit zutreffend, trägt der Besteller die Verantwortung dafür, dass diese Voraussetzungen 
erfüllt sind. Der Auftragnehmer informiert den Besteller rechtzeitig über die konkreten 
Anforderungen, die dieser fristgerecht umsetzen muss. Der Besteller ist verpflichtet, sich bei 
Unsicherheiten beim Auftragnehmer über die konkreten Anforderungen für den 
ordnungsgemäßen Betrieb des Liefergegenstandes zu informieren. 
 

 
IV. Erfüllungsort, Bearbeitung von Bauteilen des Bestellers 
 

1. Soweit nicht anders vereinbart, ist der Erfüllungsort bei Auftragnehmer.  Lieferungen erfolgen  
FCA Werner Lieb GmbH, Brückenstraße 32, D-96472 Rödental (Incoterms 2020). Der 
Transport wird, soweit nicht abweichend vereinbart, durch den Besteller durchgeführt. Der 
Auftragnehmer zeigt lediglich die Abholbereitschaft des Liefergegenstandes an. 
 

2. Auf Verlangen und Kosten des Bestellers können Bauteile des Bestellers auch direkt am 
Standort des Bestellers bearbeitet werden. In diesen Fällen liegt der Erfüllungsort, 
abweichend von Absatz (1) am Standort des Bestellers. 
 

3. Auf Verlangen und Kosten des Bestellers wird das bearbeitete Bauteil des Bestellers an einen 
anderen Bestimmungsort versandt. Der Auftragnehmer ist berechtigt, die Art der Versendung 
(insbesondere Transportunternehmen, Versandweg sowie Verpackung) nach 
pflichtgemäßem Ermessen selbst zu bestimmen, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist. 

 

V. Entwicklung und Machbarkeit 
 

1. Der Auftragnehmer wird zunächst eine Herstellbarkeitsanalyse vornehmen, um 
sicherzustellen, dass die vom Besteller gewünschte Leistung umsetzbar ist.  

 



2. Für den Fall, dass diese Herstellbarkeitsanalyse zu dem Ergebnis führt, dass der 
Liefergegenstand nicht gemäß den technischen Vorgaben des Bestellers hergestellt werden 
kann, wird der Auftragnehmer dem Besteller eine alternative Umsetzung vorschlagen, die für 
den Auftragnehmer umsetzbar ist. Hinsichtlich der alternativen Umsetzung gilt, dass der 
Besteller allein dafür verantwortlich bleibt, dass der Liefergegenstand sich für die vom 
Besteller beabsichtigten Verfahren, Anwendungen und Zwecke eignet. Der Auftragnehmer 
wird dem Besteller nur dann ein Angebot unterbreiten, wenn die Herstellbarkeitsanalyse - ggf. 
nach vereinbarten Anpassungen - positiv ausfällt. 
 

3. Alle geistigen Eigentumsrechte in Bezug auf Verbesserungen, Erfindungen, abgeleitete 
Werke, Modifikationen, Änderungen oder Erweiterungen, ob patentierbar oder nicht, die sich 
aus der Entwicklungsarbeit des Auftragnehmers zur Erzielung der Anpassung ergeben, 
einschließlich aller materiellen und immateriellen Techniken, Technologien, Praktiken, 
Geschäftsgeheimnisse, Methoden, Kenntnisse, Know-how, Fähigkeiten, Erfahrungen, 
Testdaten und -ergebnisse, Analyse- und Qualitätskontrolldaten, Finanz-, Marketing- und 
Geschäftsdaten, Preis- und Kosteninformationen, Geschäfts- und Marketingpläne, 
Ergebnisse oder Beschreibungen, Software, Algorithmen, Stoffzusammensetzungen, sind zu 
jeder Zeit alleiniges Eigentum des Auftragnehmers. 

 
VI. Mitwirkungspflichten 

 
1. Der Besteller hat dem Auftragnehmer alle zur Leistungserbringung erforderlichen 

Informationen, insbesondere alle mit geltenden Unterlagen und Normen rechtzeitig für die 
Angebotserstellung zugänglich zu machen und alle dem Besteller obliegenden 
Mitwirkungspflichten (z.B. die Beistellung von Materialien) unverzüglich zu erbringen. Kommt 
der Besteller seinen Mitwirkungspflichten nicht rechtzeitig nach, gehen Verzögerungen 
hieraus zu seinen Lasten. Die Regelungen des Abschnittes Fehler! Verweisquelle konnte 
nicht gefunden werden.Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. bleiben 
unberührt. 
 

2. Soweit zutreffend, hat der Besteller dem Auftragnehmer insbesondere verbindliche 
Zeichnungen sowie mindestens die erforderlichen CAD-Daten in gängigen 
Austauschformaten zur Verfügung zu stellen. Der Besteller ist für die Richtigkeit, 
Vollständigkeit und Aktualität der geteilten Informationen verantwortlich und hat 
sicherzustellen, dass die Verwendung der Informationen durch den Auftragnehmer 
Schutzrechte Dritter nicht verletzt. Der Besteller hat den Auftragnehmer von Ansprüchen 
Dritter wegen der (angeblichen) Verletzung von Schutzrechten auf erstes Anfordern 
freizustellen. 

 
3. Der Besteller ist verpflichtet, sofern vereinbart oder erforderlich, für die Zwecke der 

Fertigstellung des Liefergegenstandes, dem Auftragnehmer Testmaterial sowie sonstige 
Beistellteile in einwandfreier Qualität und in ausreichender Menge kostenlos am Standort des 
Auftragnehmers zur Verfügung zu stellen. Eine Eingangskontrolle der Beistellteile findet bei 
dem Auftragnehmer nicht statt. Sind keine konkreten Mengen vereinbart, ist der 
Auftragnehmer berechtigt, die erforderlichen Mengen an Beistellteilen nach billigem 
Ermessen im Sinne von § 315 BGB zu bestimmen.  

 
4. Der Besteller ist verpflichtet die Beistellteile sauber und gratfrei anzuliefern. Der Besteller ist 

ferner verpflichtet Einzellasten von über 500 kg sowie notwendige Verpackungen mindestens 
14 Werktage vor der Anlieferung anzumelden. 
 

5. Findet die Leistung beim Besteller vor Ort statt, ist der Besteller verpflichtet, den 
Auftragnehmer auf seine Kosten zu unterstützen. Der Besteller trägt Schutz- und 
Fürsorgepflichten für die von dem Auftragnehmer im Macht- und Einflussbereich des 
Bestellers eingesetzten Personen und dort befindlichen Sachen des Auftragnehmers. Er hat 
insbesondere die Pflicht, für angemessene Arbeitsbedingungen für die Mitarbeiter des 
Auftragnehmers zu sorgen. Der zuständige Leiter der Mitarbeiter des Auftragnehmers ist über 
die bestehenden Sicherheitsvorschriften zu unterrichten. Der Besteller hat Verletzungen der 
Sicherheitsbestimmungen durch Mitarbeiter des Auftragnehmers unverzüglich dem 
Auftragnehmer zu melden. 

 
VII. Preis und Zahlung 
 



1. Die Preise gelten mangels besonderer Vereinbarung FCA (Incoterms 2020) einschließlich 
Verladung im Werk des Auftragnehmers, jedoch zuzüglich Verpackung. Zu den Preisen 
kommt die Umsatzsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe hinzu. Hat der Auftragnehmer 
den Transport des Liefergegenstandes übernommen, so sind die Kosten für Transport, 
Entladung, Versicherung und Zoll nicht im Preis für den Liefergegenstand enthalten. 

 
Soweit sich die Herstellungskosten für den Liefergegenstand zwischen dem Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses und dem vereinbarten Zeitpunkt der Lieferung insgesamt substanziell 
(um mehr als 5%) erhöhen (insbesondere im Hinblick auf Materialkosten, Löhne und 
Energiekosten), werden die Vertragsparteien nach Treu und Glauben über eine 
angemessene Erhöhung des Preises verhandeln. Dazu hat der Auftragnehmer den 
substanziellen Preisanstieg im relevanten Zeitraum durch Vorlage geeigneter Dokumente 
nachzuweisen. Die Vertragsparteien verhandeln sodann eine für beide Vertragsparteien als 
angemessen angesehene Erhöhung des Kaufpreises. 

 
2. Mangels besonderer Vereinbarung sind Rechnungsbeträge innerhalb von 14 Tagen nach 

Lieferung des Leistungsgegenstandes und Zugang einer Rechnung ohne jeden Abzug auf 
das von dem Auftragnehmer benannten Bankkonto zu bezahlen. 

 
3. Das Recht, Zahlungen zurückzuhalten, steht dem Besteller nur insoweit zu, als seine 

Gegenansprüche unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind.    
 

4. Das Recht des Bestellers, mit Gegenansprüchen aus anderen Rechtsverhältnissen 
aufzurechnen, steht ihm nur insoweit zu, als sie unbestritten oder rechtskräftig festgestellt 
sind. 

 
VIII. Lieferort, Lieferzeit, Lieferverzögerung 
 

1. Soweit nicht anders vereinbart erfolgen Lieferungen FCA Werner Lieb GmbH, Brückenstraße 
32, D-96472 Rödental (Incoterms 2020). 
 

2. Die Lieferzeit ergibt sich aus den Vereinbarungen der Vertragsparteien. Die Lieferzeitangaben 
sind stets annähernd zu betrachten, soweit sie nicht als Festtermin schriftlich vereinbart 
werden. Ihre Einhaltung durch den Auftragnehmer setzt voraus, dass alle kaufmännischen 
und technischen Fragen zwischen den Vertragsparteien geklärt sind und der Besteller alle 
ihm obliegenden Verpflichtungen, wie z. B.  Beibringung der erforderlichen behördlichen 
Bescheinigungen oder Genehmigungen, Beistellungen oder die Leistung einer Anzahlung 
erfüllt hat. Ist dies nicht der Fall, so verlängert sich die Lieferzeit angemessen. Dies gilt nicht, 
soweit der Auftragnehmer die Verzögerung zu vertreten hat.    
 

3. Die Einhaltung der Lieferzeit steht unter dem Vorbehalt richtiger und rechtzeitiger 
Selbstbelieferung. Sich abzeichnende Verzögerungen teilt der Auftragnehmer dem Besteller 
sobald vernünftigerweise möglich mit.    

 
4. Ist eine Lieferung EXW oder FCA (Incoterms 2020) vereinbart, so ist die Lieferzeit 

eingehalten, wenn der Liefergegenstand bis Ablauf der Lieferzeit das Werk des 
Auftragnehmers verlassen hat oder der Auftragnehmer die Versandbereitschaft gegenüber 
dem Besteller angezeigt hat.  

 
5. Holt der Besteller den Liefergegenstand nicht innerhalb eines Monats nach dem in der 

Anzeige der Versandbereitschaft mitgeteilten Abholtermin ab, so hat er ab diesem Zeitpunkt 
die dadurch beim Auftragnehmer entstehenden Kosten (insbesondere für Verpackung und 
Lagerung) zu tragen. Dies gilt nicht, soweit der Besteller die verspätete Abholung nicht zu 
vertreten hat. 

 
6. Der Auftragnehmer haftet nicht für Unmöglichkeit der Lieferung oder für Lieferverzögerungen, 

soweit diese durch höhere Gewalt verursacht wurden. Höhere Gewalt ist dabei jeder 
Hinderungsgrund, hinsichtlich dessen vom Auftragnehmer vernünftigerweise nicht erwartet 
werden kann, dass der Auftragnehmer ihn bei Vertragsabschluss in Betracht gezogen hat 
oder dass der Auftragnehmer den Hinderungsgrund einschließlich seiner Folgen mit 
angemessenem Aufwand vermeiden oder überwinden kann. Höhere Gewalt liegt 
beispielsweise vor bei Arbeitskämpfen, Krieg, Naturkatastrophen, Pandemien, behördlicher 
Anordnungen, Betriebsstörungen aller Art, Schwierigkeiten in der Material- oder 



Energiebeschaffung, Transportverzögerungen, Streiks, Cyber-Attacken, die nicht mit üblichen 
Sicherheitsmaßnahmen abgewehrt werden können. Sofern solche Ereignisse dem 
Auftragnehmer die Lieferung oder Leistung wesentlich erschweren oder unmöglich machen 
und die Behinderung nicht nur von vorübergehender Dauer sind, ist jede Vertragspartei 
berechtigt, von der anderen Vertragspartei schriftlich eine angemessene Anpassung des 
Vertragsverhältnisses zu verlangen, die aus der Sicht einer vernünftigen Person, die unter 
gebührender Berücksichtigung der Umstände und der Art und des Zwecks des 
Vertragsverhältnisses handelt, beurteilt wird. Jede Vertragspartei erklärt hiermit ihre 
Bereitschaft, in ernsthafte Verhandlungen einzutreten und diese Verhandlungen nach den 
Grundsätzen von Treu und Glauben und in fairer Weise mit dem Ziel zu führen, eine rasche 
und wirtschaftlich vernünftige Lösung für beide Vertragsparteien zu erreichen. Sofern keine 
Vertragspartei eine Vertragsanpassung verlangt oder die Vertragsparteien sich nicht binnen 
drei Monaten ab dem schriftlichen Anpassungsbegehren auf eine Vertragsanpassung 
einigen, ist der Auftragnehmer zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Bei Hindernissen 
vorübergehender Dauer verlängern sich die Liefer- oder Leistungsfristen oder verschieben 
sich die Liefer- oder Leistungstermine um den Zeitraum der Behinderung zuzüglich einer 
angemessenen Anlauffrist. Soweit dem Besteller infolge der Verzögerung die Abnahme des 
Lieferungsgegenstandes nicht zuzumuten ist und die Vertragsparteien sich nicht binnen drei 
Monaten (ab dem schriftlichen Anpassungsbegehren) auf eine Vertragsanpassung einigen, 
kann der Besteller durch unverzügliche schriftliche Erklärung gegenüber dem Auftragnehmer 
vom Vertrag zurücktreten.  

 
7. Der Besteller kann ohne Fristsetzung vom Vertrag zurücktreten, wenn dem Auftragnehmer 

die gesamte Leistung vor Gefahrübergang endgültig unmöglich wird. Der Besteller kann 
darüber hinaus vom Vertrag zurücktreten, wenn bei einer Bestellung die Ausführung eines 
Teils der Lieferung unmöglich wird und er ein berechtigtes Interesse an der Ablehnung der 
Teillieferung hat. Ist dies nicht der Fall, so hat der Besteller den auf die Teillieferung 
entfallenden Vertragspreis zu zahlen. Dasselbe gilt bei Unvermögen des Auftragnehmers. Im 
Übrigen gilt Abschnitt XII.2. Tritt die Unmöglichkeit oder das Unvermögen während des 
Annahmeverzuges ein oder ist der Besteller für diese Umstände allein oder weit überwiegend 
verantwortlich, bleibt er zur Gegenleistung verpflichtet.  

 
8. Kommt der Auftragnehmer in Verzug und erwächst dem Besteller hieraus ein Schaden, so ist 

der Besteller berechtigt, vom Auftragnehmer pauschalierten Ersatz seines Verzugsschadens 
zu verlangen. In jedem Fall ist für den Verzug des Auftragnehmers eine Mahnung durch den 
Besteller erforderlich. Die Schadenspauschale beträgt für jede vollendete Kalenderwoche des 
Verzugs 0,5% des Nettopreises („Lieferwert“), insgesamt jedoch höchstens 5% des 
Lieferwerts des verspätet gelieferten Liefergegenstandes. Dem Auftragnehmer bleibt der 
Nachweis vorbehalten, dass dem Besteller gar kein Schaden oder nur ein wesentlich 
geringerer Schaden als vorstehende Pauschale entstanden ist. Weitergehende 
Schadensersatzansprüche des Bestellers wegen Verzugs sind ausgeschlossen. 

 
Setzt der Besteller dem Auftragnehmer – unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
Ausnahmefälle – nach   Fälligkeit eine angemessene Frist zur Leistung und wird die Frist nicht 
eingehalten, ist der Besteller im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften zum Rücktritt 
berechtigt. Er verpflichtet sich, auf Verlangen des Auftragnehmers in angemessener Frist zu 
erklären, ob er von einem Rücktrittsrecht Gebrauch macht. 

 
Weitere Ansprüche aus Lieferverzug bestimmen sich ausschließlich nach Abschnitt XII.2 dieser 
Bedingungen.   

 
 
IX. Gefahrübergang, Abnahme 
 

1. Der Gefahrübergang richtet sich nach der jeweils vereinbarten Lieferbedingung (Incoterms). 
Bei Lieferungen EXW geht die Gefahr auf den Besteller über, sobald der in der Anzeige der 
Versandbereitschaft vom Auftragnehmer mitgeteilte Abholtermin verstrichen ist, oder der 
Besteller den Liefergegenstand abgeholt hat, je nachdem, was früher eintritt. Der 
Auftragnehmer verpflichtet sich, auf Kosten des Bestellers die Versicherungen 
abzuschließen, die dieser verlangt. 
 

2. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese für den Gefahrübergang maßgebend. Auch im 
Übrigen gelten für eine vereinbarte Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des 



Werkvertragsrechts entsprechend.  
 

3. Die Abnahme ist einem Abnahmeprotokoll schriftlich festzuhalten. Sofern eine Abnahme bei 
Übergabe der Liefergegenstandes nicht möglich ist, ist der Besteller verpflichtet, 
unverzüglich, jedoch spätestens innerhalb von zwei Wochen nach Übergabe der 
Liefergegenstandes die Abnahme gegenüber dem Auftragnehmer schriftlich zu erklären. 

 
4. Der Besteller ist zur Verweigerung der Abnahme nur berechtigt, wenn der Liefergegenstand 

wesentliche Mängel aufweist. Etwaige Mängel sind dem Auftragnehmer ebenfalls innerhalb 
der unter Ziff. 3 genannten Frist schriftlich anzuzeigen. Wenn der Besteller innerhalb von 
zwei Wochen nach Übergabe des Liefergegenstandes die Abnahme nicht schriftlich 
verweigert, gilt diese als erteilt. Die Abnahme gilt ferner bei Veräußerung des 
Liefergegenstandes oder bei bestimmungsgemäßer Ingebrauchnahme des 
Liefergegenstandes oder der Leistung durch den Besteller oder Dritten als erfolgt. Im 
Übrigen bleiben die Rechte des Auftragnehmers aus § 640 Abs. 2 BGB unberührt.  

 
5. Verzögert sich oder unterbleibt die Abnahme infolge von Umständen, die dem Auftragnehmer 

nicht zuzurechnen sind, geht die Gefahr vom Tage der Meldung der Versand auf den Besteller 
über.  

 
6. Teillieferungen sind zulässig, soweit für den Besteller zumutbar. Bei abgeschlossenen 

Teilleistungen hat der Auftragnehmer das Recht, die Durchführung von Teilabnahmen zu 
verlangen.   

 
X. Eigentumsvorbehalt  
 

1. Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum an dem Liefergegenstand bis zum Eingang 
aller Zahlungen – auch für ggf. zusätzlich geschuldete Nebenleistungen – aus dem 
Liefervertrag vor.  

 
2. Der Auftragnehmer ist berechtigt, den Liefergegenstand auf Kosten des Bestellers gegen 

Diebstahl, Bruch-, Feuer-, Wasser- und sonstige Schäden zu versichern, sofern nicht der 
Besteller selbst die Versicherung nachweislich abgeschlossen hat. 

 
3. Der Besteller darf den Liefergegenstand weder veräußern, verpfänden noch zur Sicherung 

übereignen. Bei Pfändungen sowie Beschlagnahme oder sonstigen Verfügungen durch 
Dritte hat er den Auftragnehmer unverzüglich davon zu benachrichtigen.  Der Besteller ist 
verpflichtet, den Liefergegenstand als Eigentum des Auftragnehmers zu kennzeichnen. 

 
4. Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der 

Auftragnehmer zur Rücknahme des Liefergegenstandes nach Mahnung berechtigt und der 
Besteller zur Herausgabe verpflichtet.  

 
5. Aufgrund des Eigentumsvorbehalts kann der Auftragnehmer den Liefergegenstand nur 

herausverlangen, wenn er vom Vertrag zurückgetreten ist.  
 

6. Liegt der Bestimmungsort des Liefergegenstandes außerhalb Deutschlands, ist der Besteller 
verpflichtet, alle notwendigen Handlungen durchzuführen und Erklärungen abzugeben, um 
die Wirksamkeit des Eigentumsvorbehalts oder mindestens seiner dinglichen Wirkungen 
(insbesondere die Insolvenzfestigkeit) während des Transports und bis zum Bestimmungsort 
sicherzustellen. Dazu zählen insbesondere Registrierungspflichten.  
 

 
XI. Mängelansprüche  

 
Für Sach- und Rechtsmängel der Lieferung haftet der Auftragnehmer unter Ausschluss weiterer 
Ansprüche – vorbehaltlich Abschnitt XII – wie folgt: 

 
Sachmängel  
 
1. Der Besteller ist verpflichtet, seinen Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten 

ordnungsmäßig nachzukommen. Die vom Auftragnehmer bearbeiteten Bauteile sind 
unverzüglich nach Lieferung durch den Besteller sorgfältig zu untersuchen. Zeigt der 



Besteller einen Mangel nicht innerhalb von fünf Werktagen nach Lieferung an, so kann er 
sich nicht mehr auf den Mangel berufen. War ein Mangel bei der Untersuchung nach 
Lieferung nicht erkennbar, so ist er innerhalb von fünf Werktagen anzuzeigen, nachdem 
sich der Mangel zeigte. 
 

2. Alle Liefergegenstände bzw. deren Teile sind nach Wahl des Auftragnehmers 
nachzubessern oder mangelfrei zu ersetzen, die sich infolge eines vor dem Gefahrübergang 
liegenden Umstandes als mangelhaft herausstellen. Die Feststellung solcher Mängel ist 
dem Auftragnehmer unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Ersetzte Liefergegenstände bzw. 
deren Teile werden Eigentum des Auftragnehmers.  

 
3. Zur Vornahme aller dem Auftragnehmer notwendig erscheinenden Nachbesserungen und 

Ersatzlieferungen hat der Besteller nach Verständigung mit dem Auftragnehmer diesem die 
erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben; anderenfalls ist der Auftragnehmer von der 
Haftung für die daraus entstehenden Folgen befreit.  Nur in dringenden Fällen der 
Gefährdung der Betriebssicherheit bzw. zur Abwehr unverhältnismäßig großer Schäden, 
wobei der Auftragnehmer sofort zu verständigen ist, hat der Besteller das Recht, den 
Mangel selbst oder durch Dritte beseitigen zu lassen und vom Auftragnehmer Ersatz der 
erforderlichen Aufwendungen zu verlangen.   
 

4. Der Auftragnehmer trägt – soweit sich die Beanstandung als berechtigt herausstellt - die 
zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, soweit hierdurch keine 
unverhältnismäßige Belastung des Auftragnehmers eintritt. Soweit sich die Aufwendungen 
dadurch erhöhen, dass der Auftragnehmer den Liefergegenstand nach Ablieferung an 
einen anderen Ort als den Lieferort verbracht hat, sind dadurch entstehende Mehrkosten 
vom Besteller zu tragen. Der Auftragnehmer ersetzt bei der Lieferung einer neu 
hergestellten Sache außerdem im Umfang seiner gesetzlichen Verpflichtung die vom 
Besteller geleisteten Aufwendungen im Rahmen von Rückgriffsansprüchen in der 
Lieferkette.  

 
5. Der Besteller hat im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften ein Recht zum Rücktritt vom 

Vertrag, wenn der Auftragnehmer – unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
Ausnahmefälle – eine ihm gesetzte angemessene Frist für die Nachbesserung oder 
Ersatzlieferung wegen eines Sachmangels fruchtlos verstreichen lässt. Liegt nur ein 
unerheblicher Mangel vor, steht dem Besteller lediglich ein Recht zur Minderung des 
Vertragspreises zu. Das Recht auf Minderung des Vertragspreises bleibt ansonsten 
ausgeschlossen 

. 
6. Weitere Ansprüche bestimmen sich ausschließlich nach Abschnitt XII.2 dieser 

Bedingungen. 
 

7. Keine Haftung wird insbesondere in folgenden Fällen übernommen: Ungeeignete oder 
unsachgemäße Verwendung, fehlerhafte Montage bzw. Inbetriebsetzung durch den 
Besteller oder Dritte, natürliche Abnutzung, fehlerhafte oder nachlässige Behandlung, nicht 
ordnungsgemäße Wartung, ungeeignete Betriebsmittel, mangelhafte Bauarbeiten, 
ungeeigneter Baugrund, chemische, elektrochemische oder elektrische Einflüsse – sofern 
sie nicht vom Auftragnehmer zu verantworten sind. 

 
8. Bessert der Besteller oder ein Dritter unsachgemäß nach, besteht keine Haftung des 

Auftragnehmers für die daraus entstehenden Folgen. Gleiches gilt für ohne vorherige 
Zustimmung des Auftragnehmers vorgenommene Änderungen des Liefergegenstandes. 

 
Rechtsmängel 

 
9. Führt die Benutzung des Liefergegenstandes zur Verletzung von gewerblichen 

Schutzrechten oder Urheberrechten im Inland, wird der Auftragnehmer auf seine Kosten 
dem Besteller grundsätzlich das Recht zum weiteren Gebrauch verschaffen oder den 
Liefergegenstand in für den Besteller zumutbarer Weise derart modifizieren, dass die 
Schutzrechtsverletzung nicht mehr besteht. 
 
Ist dies zu wirtschaftlich angemessenen Bedingungen oder in angemessener Frist nicht 
möglich, ist der Besteller zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Unter den genannten 
Voraussetzungen steht auch dem Auftragnehmer ein Recht zum Rücktritt vom Vertrag zu.  



 
Darüber hinaus wird der Auftragnehmer den Besteller von unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Ansprüchen der betreffenden Schutzrechtsinhaber freistellen 
 

10. Die in Abschnitt XI.9 genannten Verpflichtungen des Auftragnehmers sind vorbehaltlich 
Abschnitt XII.2 für den Fall der Schutz- oder Urheberrechtsverletzung abschließend. 

 
Sie bestehen nur, wenn 
 

• der Besteller den Auftragnehmer unverzüglich von geltend gemachten Schutz- oder 
Urheberrechtsverletzungen unterrichtet, 

 

• der Besteller den Auftragnehmer in angemessenem Umfang bei der Abwehr der geltend 
gemachten Ansprüche unterstützt bzw. dem Auftragnehmer die Durchführung der 
Modifizierungsmaßnahmen gemäß Abschnitt XI.9 ermöglicht, 

 

• dem Auftragnehmer alle Abwehrmaßnahmen einschließlich außergerichtlicher 
Regelungen vorbehalten bleiben, 

 

• der Rechtsmangel nicht auf einer Anweisung des Bestellers oder einer Beistellung des 
Bestellers beruht, 

 

• und die Rechtsverletzung nicht dadurch verursacht wurde, dass der Besteller den 
Liefergegenstand eigenmächtig geändert oder in einer nicht vertragsgemäßen Weise 
verwendet hat. 

 
XII. Haftung des Auftragnehmers, Haftungsausschluss    
 

1. Wenn der Liefergegenstand infolge vom Auftragnehmer schuldhaft unterlassener oder 
fehlerhafter Vorschläge oder Beratungen, die vor oder nach Vertragsschluss erfolgten, oder 
durch die schuldhafte Verletzung anderer vertraglicher Nebenverpflichtungen – 
insbesondere Anleitung für Bedienung und Wartung des Liefergegenstandes – vom Besteller 
nicht vertragsgemäß verwendet werden kann, so gelten unter Ausschluss weiterer 
Ansprüche des Bestellers die Regelungen der Abschnitte XI und XII.2.     

 
2. Für Schäden, die nicht am Liefergegenstand selbst entstanden sind, haftet der 

Auftragnehmer – aus welchen Rechtsgründen auch immer – nur  
 

a. bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit, 

b. bei schuldhafter Verletzung von Leben, Körper, Gesundheit   

c. bei Mängeln, die er arglistig verschwiegen hat, 

d. im Rahmen einer Garantiezusage, 

e. bei Mängeln des Liefergegenstandes, soweit nach Produkthaftungsgesetz für Personen- 
oder Sachschäden an privat genutzten Gegenständen gehaftet wird. 

 
Bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten haftet der Auftragnehmer auch 
bei einfacher Fahrlässigkeit, allerdings begrenzt auf den vertragstypischen, 
vernünftigerweise vorhersehbaren Schaden. Weitere Ansprüche sind ausgeschlossen. 

 
3. Die Haftung des Auftragnehmers für entgangenen Gewinn ist ausgeschlossen. Die Haftung 

des Auftragnehmers für Mangelfolgeschäden ist ausgeschlossen. Die vorstehenden 
Haftungsbegrenzungen dieser Ziff. 3 gelten nicht, soweit der Auftragnehmer aus einem der in 
Ziff. 2. a – d genannten Gründe haftet.  

 
4. Unterliegt die Rechtsbeziehung zwischen dem Auftragnehmer und dem Besteller den 

UNIDROIT Grundregeln für internationale Handelsverträge (Fassung 2016) und nicht dem 
deutschen Recht, so ist die Haftung des Auftragnehmers abweichend von den Regelungen 
in Abschnitt X. und XI. beschränkt auf maximal 100% des jeweiligen Auftragswertes; die 
Haftung für entgangenen Gewinn ist ausgeschlossen. Die vorstehende Haftungsbegrenzung 
gilt nicht, soweit der Auftragnehmer nach zwingendem Recht haftet, von dem nicht durch 



vertragliche Vereinbarung abgewichen werden kann. Eine Haftung des Auftragnehmers nach 
den UNIDROIT Grundregeln für internationale Handelsverträge (Fassung 2016) setzt stets 
ein Verschulden (Vorsatz oder Fahrlässigkeit) des Auftragnehmers voraus, für das der 
Besteller die Beweislast trägt. 

 
 

XIII. Geistiges Eigentum  
 

1. „Geistige Eigentumsrechte“ sind gewerbliche Schutzrechte, insbesondere Patente, 
Gebrauchsmuster, Designs, Marken und Unternehmenskennzeichen (ob eingetragen oder 
nicht, sowie Anmeldungen für die genannten Schutzrechte), sowie Urheberrechte, Know-
how, Geschäftsgeheimnisse und Rechte gleicher Art auf der ganzen Welt.  

 
2. Der Auftragnehmer behält sich an Mustern, Kostenvoranschlägen, Zeichnungen u. ä. 

Informationen körperlicher und unkörperlicher Art – auch in elektronischer Form – Geistige 
Eigentumsrechte vor; sie dürfen Dritten nicht zugänglich gemacht werden.   

 
3. Jede Vertragspartei bleibt grundsätzlich Inhaberin ihrer jeweils vor Vertragsschluss 

bestehenden Geistigen Eigentumsrechte („Background“). Die jeweilige Vertragspartei behält 
sich sämtliche Eigentums- und Verwertungsrechte an ihrem Background vor; eine 
Vertragspartei darf den Background der anderen Vertragspartei Dritten ohne ausdrückliche 
schriftliche Zustimmung der jeweils anderen Vertragspartei nicht zugänglich machen und nur 
soweit für die Durchführung des Vertrages erforderlich nutzen. Eine Vertragspartei darf den 
Background der anderen Vertragspartei insbesondere nicht nutzen, um den 
Liefergegenstand oder Teile derselben für sich selbst und/oder Dritte nachzubauen und diese 
damit zu beliefern (Nachbauverbot).  

 
4. Bei der Durchführung der beauftragten Arbeiten neu geschaffenes Geistiges Eigentum im 

Zusammenhang mit dem Liefergegenstand ist Eigentum des Auftragnehmers, sofern nicht 
schriftlich anders vereinbart. Dies gilt auch, wenn der Auftragnehmer spezifische 
Anpassungen des Liefergegenstandes für den Besteller vornimmt. Fertigungszeichnungen, 
Konstruktionsunterlagen und Software-Quellcodes gibt der Auftragnehmer grundsätzlich 
nicht an den Besteller heraus. Dies gilt nicht für Konstruktionsunterlagen oder Zeichnungen, 
die geistiges Eigentum des Bestellers beinhalten. 

 
XIV. Verjährung  

 
Alle Ansprüche des Bestellers – aus welchen Rechtsgründen auch immer – verjähren in 12 
Monaten ab deren Entstehung. Für Schadensersatzansprüche nach Abschnitt XII. 2 a-e gelten die 
gesetzlichen Fristen. Die gesetzlichen Fristen gelten auch für Mängel eines Bauwerks oder für 
Liefergegenstände, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk 
verwendet wurden und dessen Mangelhaftigkeit verursacht haben. 
 

XV. Softwarenutzung 
 

Soweit im Lieferumfang Software enthalten ist, räumt der Auftragnehmer dem Besteller ein nicht 
ausschließliches, nicht übertragbares, beschränktes Nutzungsrecht an der Software ein. Die 
Software wird ausschließlich zur Verwendung auf dem dafür   
bestimmten Liefergegenstand überlassen. Eine Nutzung der Software auf mehr als einem 
System ist untersagt.   Der Besteller verpflichtet sich,   
Herstellerangaben – insbesondere Copyright-Vermerke – nicht zu entfernen oder ohne 
vorherige ausdrückliche Zustimmung des Auftragnehmers zu verändern.   Alle sonstigen Rechte 
an der Software und den Dokumentationen einschließlich der Kopien bleiben beim 
Auftragnehmer bzw. beim Softwarelieferanten. Die Vergabe von Unterlizenzen ist nicht zulässig.  
Der Auftragnehmer behält sich Änderungen und Ergänzungen der Software während der 
Vertragslaufzeit vor, soweit diese das vorhandene System, insbesondere Schnittstellen zum 
Besteller, nicht beeinträchtigen. 
 

 
XVI. Export und Einhaltung der Handelsbestimmungen 

 
1. Der Besteller verpflichtet sich, alle anwendbaren Gesetze, alle anwendbaren Sanktions-, 

Export- und Zollvorschriften, Embargos (insbesondere der Europäischen Union, des 



Sicherheitsrates der Vereinten Nationen und der Vereinigten Staaten von Amerika) und die 
anwendbaren vertraglichen Vereinbarungen einzuhalten, soweit sie nicht im Widerspruch zu 
den für den Auftragnehmer geltenden gesetzlichen Bestimmungen stehen. 

 
2. Der Besteller darf insbesondere weder unmittelbar noch mittelbar 
 

a. Waren sowie Geistige Eigentumsrechte oder Geschäftsgeheimnisse (sowie die 
Gewährung von Zugangs- oder Weiterverwendungsrechten an Material oder Informationen, 
die durch Geistige Eigentumsrechte oder als Geschäftsgeheimnis geschützt sind), die im 
Rahmen oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag bereitgestellt werden und in den 
Anwendungsbereich der Artikel 12g und 12ga der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 des Rates 
fallen, an die Russische Föderation oder zur Nutzung in der Russischen Föderation 
verkaufen, zu liefern, übertragen, ausführen oder wiederausführen oder lizenzieren;  

 
b. Waren sowie Geistige Eigentumsrechte oder Geschäftsgeheimnisse (sowie die 
Gewährung von Zugangs- oder Weiterverwendungsrechten an Material oder Informationen, 
die durch Geistige Eigentumsrechte oder als Geschäftsgeheimnis geschützt sind), die im 
Rahmen oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag bereitgestellt werden und in den 
Anwendungsbereich von Artikel 8g der Verordnung (EG) Nr. 765/2006 des Rates fallen, an 
die Republik Belarus oder zur Nutzung in der Republik Belarus Rechte verkaufen, liefern, 
übertragen, ausführen oder wiederausführen oder lizenzieren. 

 
3. Der Besteller unternimmt alle Anstrengungen, um sicherzustellen, dass der Zweck von Ziff. 

2 nicht durch Dritte in der Handelskette, einschließlich etwaiger Wiederverkäufer oder 
Unterlizenznehmer, vereitelt wird. Insbesondere verbietet der Besteller etwaigen 
Unterlizenznehmern die Nutzung solcher Geistigen Eigentumsrechte und 
Geschäftsgeheimnisse im Zusammenhang mit den Waren zum Zwecke des Verkaufs, zu der 
Lieferung, zur Übertragung, der Ausfuhr oder Wiederausfuhr oder der unmittelbaren oder 
mittelbaren Lizenzierung nach Russland oder Belarus oder zur Nutzung in Russland oder 
Belarus zu verwenden.  

 
4. Der Besteller muss einen angemessenen Überwachungsmechanismus einrichten und 

aufrechterhalten, um Verhaltensweisen von Dritten in der Handelskette, einschließlich 
etwaiger Wiederverkäufer oder Unterlizenznehmer, zu erkennen, die den Zweck von Ziff. 2 
vereiteln würden.  

 
5. Der Besteller informiert den Auftragnehmer unverzüglich über Probleme bei der Anwendung 

der Ziff. 2, 3 oder 4, einschließlich relevanter Aktivitäten Dritter, die den Zweck von Ziff. 2 
vereiteln könnten. Er stellt dem Auftragnehmer innerhalb von zwei Wochen nach 
Aufforderung Informationen über die Einhaltung der Verpflichtungen gemäß Ziff. 2, 3 und 4 
zur Verfügung. 

 
6. Jeder Verstoß gegen die Ziff. 2, 3 oder 4 stellt eine wesentliche Verletzung eines 

wesentlichen Bestandteils dieser AGB dar, und der Verkäufer ist berechtigt, angemessene 
Rechtsmittel einzulegen, einschließlich, aber nicht beschränkt auf Kündigung und 
Schadenersatz. 

 
XVII. Anwendbares Recht, Gerichtsstand  

 

Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Auftragnehmer und dem Besteller gilt ausschließlich 
das für die Rechtsbeziehungen inländischer Parteien untereinander maßgebliche Recht der 
Bundesrepublik Deutschland. Gerichtsstand ist das für den Sitz des Auftragnehmers zuständige 
Gericht. Der Auftragnehmer ist jedoch berechtigt, am Hauptsitz des Bestellers Klage zu erheben. 
 
Soweit der Besteller seinen Sitz außerhalb Deutschlands hat,  
 
1. findet auf den Vertrag sowie auf alle Streitigkeiten, Ansprüche oder Rechtsstreitigkeiten, die 

sich aus oder im Zusammenhang mit dem Vertrag ergeben, einschließlich Fragen seiner 
Entstehung oder Gültigkeit, ausschließlich die in 15 Sprachen verfügbaren neutralen 
Rechtsregeln UNIDROIT Grundregeln für internationale Handelsverträge (Fassung 2016) 
(Englisch: UNIDROIT Principles of International Commercial Contracts; 
https://www.unidroit.org/instruments/commercial-contracts/unidroit-principles-2016) 
Anwendung; 

https://www.unidroit.org/instruments/commercial-contracts/unidroit-principles-2016


 
2. werden alle Streitigkeiten, die sich aus oder im Zusammenhang mit dem Vertrag, 

einschließlich Streitigkeiten über Abschluss und/oder Gültigkeit ergeben, ausschließlich in 
einem Schiedsverfahren beigelegt. Bis zu einem Forderungswert von 250.000 EUR benennt 
die Schiedsinstitution einen Einzelschiedsrichter, es sei denn, die Vertragsparteien einigen 
sich gemeinsam auf einen Einzelschiedsrichter. Übersteigt der Forderungswert während des 
Schiedsverfahrens 250.000 EUR (festgestellt durch abschließende Entscheidung des 
Einzelschiedsrichters), so wird der Einzelschiedsrichter zum Vorsitzenden. In diesem Fall wird 
die Schiedsinstitution jeder Vertragspartei innerhalb einer kurzen Frist die Gelegenheit geben, 
einen Mitschiedsrichter zu bestimmen. Schiedsort ist Hamburg, Deutschland. Die im 
Schiedsverfahren zu verwendende Sprache ist Englisch. Die gewählte Schiedsordnung ist die 
Schiedsgerichtsordnung der deutschen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit (DIS).  

 


